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MehrGeld für die Instandhaltung
unserer Schulen:die SPD-Fraktion

imStuttgarterGemeinderat fordertdies
seit vielen Jahren. Selbst als die großen
Schäden an vielen Schulen schon un-
übersehbar waren, haben der Oberbür-
germeister und die alte Gemeinderats-
mehrheit unsere Forderungenmeist zu-
rückgewiesen. Und mit dem wenigen
vorhandenen Geld wurde nicht immer
der dringendste Bedarf gedeckt, son-
dern in gewisserWeise „Klientelpolitik“
betrieben - Schulen aus anderen Stadt-
teilen wurden zumeist bevorzugt. Bad
Cannstatt schaute so manches Mal „in
dieRöhre“.

2010 ist es endlich gelungen,detaillierte
Gebäudeuntersuchungen durchzuset-
zen. Das Ergebnis: ein festgestellter Sa-
nierungsbedarf von nahezu 400 Millio-
nen Euro. Das schon beschlossene Son-
derprogramm muss allein im Jahr 2011
außerplanmäßig um weitere 25 Millio-
nen aufgestockt werden, um das

Schlimmste zu verhindern. Und Bad
Cannstatts Schulen sind bei den Schä-
den voll dabei. Einzig die noch junge
Schule auf dem Burgholzhof ist intakt.
AnsonstenweisendieCannstatterSchu-
len einem Sanierungsbedarf zwischen
mehreren Hunderttausend Euro und
knapp 14 Millionen auf. Und dies auch
bei Schulen, die aus Sicherheitsgründen
schonteilweisesaniertwurden,weil ihre
Sporthallen geschlossen wurden oder
Fenster nur noch mit Nägeln hielten.
Washier„inMarkundPfennig“sauber in
so genannten „Objektsteckbriefen“ auf-
gelistet wurde, ist lediglich der nackte
Sanierungsbedarf im Bestand. Da ist
keinnochsonotwendigerErweiterungs-
bau dabei, keine Cafeteria, keine noch
fehlendeFachraumausstattung.
Doch damit nicht genug. Weil unsere
Schulentwicklungsplanung bereits seit
2005 nicht mehr gilt, wurde ein Pla-
nungsbüro beauftragt, neue Vorschläge
zu machen. Auch diese müssen in den
nächsten Wochen diskutiert werden

und im ein oder anderen Fall mit dem
Sanierungsbedarf zusammen zu sehen
sein. Häufig liegen Vorschläge für not-
wendige Maßnahmen schon lange auf
dem Tisch. So braucht z.B. die Alten-
burgschule dringend nicht nur die feh-
lende Sporthalle auf dem Gelände der
Reiterkaserne. Ihr undder benachbarten
Steigschule fehlen zusätzliche Räume
für Unterricht, Betreuung und das not-
wendigeMittagessensangebot.Unddie
Eichendorffschule, die seit bald zwanzig
Jahren mit einer Außenstelle am Elly-
Heuss-Knapp-Gymnasium vertreten ist,
braucht ebenfalls mehr Raum, z.B. eine
Cafeteria. Sie darf aber auch „das Elly“
nicht weiter in seinen Entwicklungs-
möglichkeitenbeschränken.

MaritaGröger ·Stadträtin

Sanierungsstau, Erkenntnisse der Schulentwicklungsplanung, fehlende Angebote:

Bad Cannstatts Schulen immer voll dabei!
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Ihr Kontakt vor Ort

„DasElly“ inBadCannstatt:dringenderSanierungsbedarf festgestellt.



2011 Martin Körner · Kernkompetenz für den Landtag. Wahlkreis Stuttgart IV

Frage:Herr Körner,warum sollten Sie eine
guteWahlalsLandtagsabgeordnetersein?
Martin Körner: SeitmeinerUniversitäts-
ausbildung zumÖkonom stehe ich jetzt
15JahreimBeruf: inderWirtschaft,inder
Wissenschaft und in der Politik. Im Mit-
telstandsgeschäftderLBBWhabeichge-
lernt, Bilanzen zu lesen und habe den
schwäbischen Mittelstand kennenge-
lernt. Am Institut für AngewandteWirt-
schaftsforschung habe ich eine Studie
zur Steuermoral für das Bundesfinanz-
ministerium geschrieben. Darin ging es
um das Phänomen der Steuerhinterzie-
hung, das ja von der amtierenden Lan-
desregierung nur sehr lax angegangen
wird.SchließlichbinichseitübervierJah-
ren Geschäftsführer der SPD-Landtags-
fraktionundkennedenLandtagsbetrieb
genau. Durch meine Kontakte auch zu
denanderenFraktionen traue ichmir zu,
etwas für die Menschen in meinem
Wahlkreiszubewegen.
Frage: Sie sind ehrenamtlicher Bezirks-
vorsteher von Stuttgart-Ost. Ist es sinn-
voll, das Landtagsmandat gleichzeitig
mitdiesemEhrenamtauszuüben?
MartinKörner:Absolut,denndieLandes-
und die Kommunalpolitik ergänzen sich
bei der für Stuttgart so wichtigen Frage

derFamilien-undBildungspolitikhervor-
ragend. Wenn es um die Kinderbetreu-
ung oder um die Schulpolitik geht, so
müssen Land und Stadt Hand in Hand
agieren, damit für die Familien etwas
vernünftiges gestaltet wird. Daran ha-
pert es derzeit aber sehr. Das Land lässt
die Stadt bei der Kinderbetreuung im
Stich, auch bei den Ganztagsschulen.
Und, wenn das Land mal etwas Gutes
voranbringt,wie z.B.ganzaktuell zusätz-
licheKlassenandenberuflichenGymna-
sien, dann stimmt sich das Kultusmini-

steriumnochnichteinmalmitderSchul-
bürgermeisterin der Stadt ab. Da muss
sich dringend etwas ändern. ImÜbrigen
verschafft mir die Arbeit als Bezirksvor-
steherdienötigeBodenhaftung.
Frage:Seit über zehn Jahren sind SieGe-
werkschaftsmitglied. Was will denn die
SPD für Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ineinerneuenLandesregierung
erreichen?
MartinKörner:Arbeitmussgenerellwie-
der mehr Wertschätzung erfahren. Im-
mer nur billig macht unsere Volkswirt-
schaft kaputt und entwürdigt die Ar-
beitsleistung vieler Kolleginnen und
Kollegen.Die jetzigeLandesregierung ist
eine der Hauptgegnerinnen eines Min-
destlohns, von dem alle, die den ganzen
Tagarbeiten,anständiglebenkönnen.
DieSPDwirdineinerneuenLandesregie-
rung dafür sorgen, dass sich Baden-
Württemberg im Bundesrat für einen
allgemein-verbindlichenMindestlohnin
der Zeitarbeit einsetzt.DemMissbrauch
der Zeitarbeit muss ebenfalls ein Riegel
vorgeschobenwerden.AufLandesebene
werdenwireinTariftreuegesetzmachen,
dasbeiöffentlichenAufträgendieUnter-
nehmen belohnt, die ihre Leute anstän-
digbezahlen.

Ein Sozialdemokrat mit Herz und Verstand

MartinKörner·SPD-Kandidat imWahlkreisStuttgart IV

MartinKörner:BerufserfahrunginWirtschaft,WissenschaftundPolitik ·www.martinkörner.de

10Gründe für IhreWahlentscheidung am 27.März 2011.
Die neue Zeit braucht neue Ziele.

2011

1. Für gerechteBildungschancen
Ohne Gebühren, vom Kindergarten bis zur Uni. Mit verläss-
licherSprachförderung im1.Kiga-Jahr.Längeresgemeinsames
LernenundSchulsozialarbeitanallenSchulen.

2. Für bessereVereinbarkeit vonFamilie undBeruf
Verlässliche, planbare und bessere Betreuungsangebote.
Mit genug Plätzen für Kleinkinder, Ganztagesschulen mit
gesundemMittagessen und freierWahl zwischenG8undG9.

3. FürhöhereWertschätzungvonArbeit – auch finanziell
Anständige und leistungsgerechte Bezahlung sicherstellen
durchTariftreue. Eindämmungder Leiharbeit undEinführung
vongenerellenMindestlöhnen.

4. Für bezahlbarenWohnraum
Junge Familien brauchen bezahlbare Wohnungen gerade in
Stuttgart–wirstärkendieWohnraumförderung.

5. Für stabile kommunale Finanzen
WirerhaltendieGewerbesteuerundlassendieStädtenicht im
Regenstehen.

6. Für echte leistungsgerechteBesteuerung
WirbekämpfenSteuerhinterziehungundnutzendieSteuer-CDs.
Personal in der Steuerverwaltungwird nichtweiter abgebaut.

7. FüreinezukunftsfähigeundnachhaltigeEnergieversorgung
Wir steigen aus der Atomenergie aus und stellen dieWeichen
fürumweltfreundlichenStrom.

8. Für einebürgernahePolizei
Wir stoppen den Personalabbau bei der Polizei. Eine Streife
mehrproRevierstärktdieSicherheit - nichthärtereGesetze.

9. Für eineechte Integrationaller,diehierwohnen
Vielfalt ist eine Bereicherung unserer Gesellschaft. Statt
Vorurteilen und Ausländerfeindlichkeit braucht es gleiche
Lebens-undBildungschancen.

10. Für denWechsel. Für ein soziales und modernes Stuttgart.

DejanPerc·MatthiasTröndle·RuthWeckenmann·MartinKörner(v.l.n.r.)

Lesen Sie mehr im Internet unter: www.warumspd.de
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Im Juni 2010hat derGemeinderat
den wichtigen Beschluss gefasst,

dieWasserversorgung in Stuttgart wie-
der in die eigenenHände zu nehmen. Er
hat gleichzeitig beschlossen zu prüfen,
ob es sinnvoll ist, neue Stadtwerke zu
gründen. Möglich macht dies das Ende
der Laufzeit der Konzessionsverträge
Ende 2013. Sie räumen bisher der EnBW
dasRechtein,inStuttgart Leitungsnetze
zubauenundzubetreiben.

Der Rückerwerb der „Lebensadern“ der
Stadt, zehn Jahre nach demVerkauf der
Neckarwerke Stuttgart (NWS), war auf

Initiative der SPDbereits imKommunal-
wahlkampf ein zentrales Thema. Auch
eine Bürgerinitiative hatte erfolgreich
Unterschriften für ein Bürgerbegehren
gesammelt. Angesichts von Liberalisie-
rung und Globalisierung immer größe-
rer Lebensbereiche müssen wir darauf
achten,dass die elementarenBedürfnis-
se der Menschen nicht ihrer demokrati-
schen Einflussnahme entzogenwerden.
Dies gilt für dieWasserversorgung. Und
dies gilt auch für eine dezentrale Ener-
gieversorgungaufregenerativerBasis.
Die Bereitstellung umweltfreundlich er-
zeugterEnergiewirdinZeitendesKlima-

wandels zunehmend auch zu einer Auf-
gabe der Städte und Gemeinden. Sie
sind vor Ort. Ihnen trauen die Bürger
nochamehesten„überdenWeg“.
PolitischesZielderSPDinStuttgart istes,
unsere Stadt und ihre Bürger schon in
wenigen Jahren mit ausschließlich öko-
logisch erzeugter Energie zu versorgen.
Weltklimakonferenzen dürfen nicht nur
Papiere erzeugen. Entscheidend sind
handfeste Ergebnisse. Stadtwerke kön-
nen hierzu einen entscheidenden Bei-
trag leisten. Inzwischen hat der vom
Gemeinderat beauftragte Gutachter
seine Empfehlungen präsentiert. Es
zeigt sich,dass die Gründung von Stadt-
werken für die Stadt auch ökonomisch
sinnvoll ist.
Wiegehtesweiter? IndennächstenMo-
naten werden die Details eines Ge-
schäftsmodells geklärt. Dann muss der
Gemeinderat endgültig entscheiden. Es
folgendienotwendigenVerhandlungen.
IndiesemZusammenhangdarfmange-
spannt sein, wie das Land, das seit dem
„Mappus-Deal“ einflussreichster Aktio-
när der EnBW ist, seine neue Rolle ver-
steht.Wird esdieGemeindenunterstüt-
zen, oder ausschließlich der Atomener-
gie die Stange halten? Spätestens nach
der Landtagswahl wird auch darüber
Klarheitbestehen.

ManfredKanzleiter

Stadtwerke Stuttgart
Eckpfeiler für Kommunale Daseinsvorsorge

Beim Jahresempfang 2011
der SPD Stuttgart konnten

Kreischef Andreas Reißig und die
FraktionsvorsitzendeDr.Roswitha
Blind den SPD-Landesvorsitzen-
den Dr. Nils Schmid im Rathaus
begrüßen. Der Spitzenkandidat
sprach über eine Zeitenwende
für Baden-Württemberg, bei der
die SPD neueWege gehenwolle.

„Wir möchten die Leih- und Zeit-
arbeit stärker regulieren“, beton-
te Nils Schmid im voll besetzten
großen Sitzungssaal. Auch der
Auflösung von Tarifverträgen werde seine Partei nicht länger
zusehen,denn„wirwollennichtdiebegünstigen,diemitDum-
pinglöhnen unterwegs sind“. Schmid sprach sich für ein Tarif-
treuegesetz aus,das„auch die redlichenHandwerker schützt“.

Schulpolitischgeheesdarum,„allen
BürgerinnenundBürgerndieTeilha-
be an Bildung zu sichern“.Dazu sei-
enmehrGanztagsschulenundSozial-
arbeiter nötig. Wirtschaftlich will
der SPD-Chef das Land zu einem
„Musterländle für nachhaltige Mo-
bilität“ machen und die Verlänge-
rung der Laufzeiten für Atomkraft-
werke zurücknehmen. Diese Ver-
längerung schade der heimischen
Industrie, „weil unsere Tüftler daran
nichtsverdienen,sondern ihre längst
entwickeltenWindräder nicht mehr
absetzenkönnen“.

Nils Schmid warnte auch vor einem Auseinanderdriften der
Stadtgesellschaft: „Die soziale Idee ist aktueller denn je, weil
auch die Gesellschaft von morgen den gemeinsamen Zusam-
menhaltbraucht.“

Zeitenwende in Baden-Württemberg

Zusammenbringen,waszusammengehört: DieWasserversorgungsollwieder inkommunaleHand.

Dr.RoswithaBlind VorsitzendederSPDGemeinderatsfraktion · Dr. NilsSchmid VorsitzenderderSPDBaden-Württemberg · AndreasReißig VorsitzenderderSPDStuttgart

StadtteilzeitungderSPDStuttgartundderSPD-Ortsvereine·Februar2011
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Die SPD im Gemeinderat · Stark für Stuttgart und aktiv vor Ort.

Mehr Beteiligung der Bürgerin-
nenundBürger ist in allerMunde.

Nicht allein, aber besonders an den Pro-
testengegenStuttgart21 istdeutlichge-
worden, dass die Bürgerschaftmehr un-
mittelbarenEinflussaufwichtigedemo-
kratische Prozesse und Entscheidungen
nehmen will, als dies bloß alle vier, fünf
JahreimRahmenvonWahlenzutun.

Ein bekanntes und bewährtes Instru-
ment dazu – gerade inGroßstädten – ist
der so genannte Bürgerhaushalt. Das
1989 inPortoAlegre inBrasilienerstmals
praktizierte Verfahren bei den kommu-
nalen Haushaltsberatungen hat sich in-
zwischen weltweit verbreitet und wird
in verschiedenenAusprägungenauch in
zahlreichen Städten in Deutschland an-
gewandt. Berlin, Hamburg, Köln, Frank-
furt, Essen und viele andere sind bereits
auf dem Weg zu mehr Bürgerbeteili-
gung mittels eines Bürgerhaushalts. So
hat zum Beispiel die Stadtratsfraktion
der SPD in Frankfurt ein anspruchsvolles
Konzept entwickelt – und in Köln liegen
bereitsmehrjährige Erfahrungenmit ei-
nemvorallem internetbasiertenVerfah-
renvor.

Auch die SPD in Stuttgart möchte die
Menschen stärker andenhaushaltspoli-
tischen Weichenstellungen beteiligen.
Wir haben deshalb im Rathaus einen
Antrag eingebracht, der schon für die
kommenden Beratungen zum Doppel-

haushalt 2012/13 die Einführung eines
Bürgerhaushalts unter repräsentativer
Beteiligung aller sozialen Gruppen in
der Landeshauptstadt vorsieht. Wir
wollen bürgerschaftliches Engagement
durchTeilhabe fördern,Transparenz und
Verständnis für politische Vorgänge un-
terstützen, die Identifikation der Bürger
mit ihrer Stadt stärken, die öffentliche
Auseinandersetzung über Prioritäten in
der Stadtentwicklung befördern – und,
dass die Bürgerinnen und Bürgermit ih-
remWissenzuPartnernimVerwaltungs-
handelnwerden.
Wir freuen uns, dass sowohl der noch
amtierendeOberbürgermeister,alsauch
andere Fraktionen im Gemeinderat ihre
grundsätzlicheUnterstützung zugesagt
haben. Aber schließlich haben sie sich
ja auch gerade in letzter Zeit verbal für
mehr Bürgerbeteiligung stark gemacht.
WirnehmensiejetztgernebeimWort.

AndreasReißig

Wohnen in Stuttgart ist teuer.
Gute Wohnungen zu vernünfti-

gen Preisen sind Mangelware. Auf den
teurenStuttgarterGrundstückenbauen
Investoren luxuriöse Wohnungen, die
sichdiemeistenStuttgarternicht leisten
können. Jahr für Jahr gibt es weniger
Sozialwohnungen, denn sie sind nur
eine bestimmte Zeit lang Sozialwoh-
nungen, anschließend können sie auf
dem freien Markt vermietet oder ver-
kauft werden. Alle Förderprogramme
für bezahlbaren Wohnraum setzen
Grundstückspreise voraus, die es in
Stuttgartnichtgibt.

Da lohnt sich der Blick nach München.
Woauch immer inMünchenneuesBau-
recht geschaffenwird,damuss der Inve-
stor 30% seines Grund und Bodens zu
einem verbilligten Preis zur Verfügung
stellen,unddortmüssenSozialwohnun-
genoderanderepreisgünstigeWohnun-
gen gebaut werden. Neues Baurecht
führt fast immer zu hohen Bodenwert-
steigerungen. So ist es fair,wenn einTeil

dieses Gewinns abgeschöpft wird, zu-
gunstendesGemeinwohls.
Nach jahrelangem, hartnäckigem Boh-
ren ist es der SPD-Gemeinderatsfraktion
nun gelungen, dass das Münchner Mo-
dell auf Stuttgart übertragenwird.Auch
Stuttgarter Investoren werden in Zu-
kunfteinenTeil ihresGrundstücksverbil-

ligen und dort preiswerte Wohnungen
schaffen – „Stuttgarter Innenentwick-
lungs-Modell“(SIM)nenntsichdies.
So entstehen auch wieder sozial ge-
mischte Wohngebiete, ein Markenzei-
chen der europäischen Stadt. Eine
schleichende Aufspaltung in exklusive
Stadtteile und solche, wo sich die Pro-
blemlagen ballen, kann sich eine Gesell-
schaft nicht leisten. Wie sollen Kinder
aus stigmatisierenden Wohngebieten
sich frei entfalten können? Wie sollen
Migrantenkinder deutsch lernen, wenn
es in ihrem Umfeld kaum deutsche Kin-
der gibt? Zu unserer Stadtgesellschaft
gehören alle: Jung und Alt, Alteinge-
sessene und Migranten, Gutsituierte
undsolche,dieMühehaben,ihrLebenzu
bewältigen. Stuttgart soll eine Stadt
bleiben, in der die unterschiedlichsten
Menschen in guter Nachbarschaft zu-
sammenleben. Das von uns initiierte
„Stuttgarter Innenentwicklungs-Mo-
dell“wirddieskräftigunterstützen.

Dr.RoswithaBlind

BürgerbeteiligungdurchBürgerhaushalt.

Wohnungsbau nach Münchner Vorbild

Bessere Beteiligung: Bürgerhaushalt für Stuttgart
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UnserZiel:PreiswertesWohnendurchdas
Stuttgarter Innenentwicklungs-Modell.
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